
OGH Urteil vom 20.5.2003, 4 Ob 47/03w – adnet.at II 
 
1. Eine Namensbestreitung iSv § 43 1. Alt. ABGB ist bei der Registrierung eines 
Ortsnamens als Domainname in der Top-Level-Domain .at zu verneinen, weil mit der 
Domainregistrierung in keinem Fall das Recht des Namensinhabers bestritten wird, den 
Namen zu führen. Dass jeder Domainname nur einmal vergeben werden kann, hat 
lediglich technische Gründe. 
2. Eine für die Namensanmaßung gemäß § 43 2.Alt. ABGB erforderliche 
Zuordnungsverwirrung kann durch einen aufklärenden Hinweis auf der Website (sog. 
„Disclaimer“) ausgeschlossen werden. Darüber hinaus kommt eine Namensanmaßung 
nur bei Beeinträchtigung schutzwürdiger Interessen des Namensträgers in Betracht. 
3. Das Registrierenlassen einer Domain ohne Einwilligung des Namensträgers ist zwar 
unbefugt, aber dann nicht rechtswidrig, wenn die zugehörige Website Informationen 
erhält, deren Verbreitung auch im Interesse des Namensträgers liegt. Ein derartiger 
Interessengleichklang ist dann gegeben, wenn unter der beanstandeten Netzadresse 
(hier: www.adnet.at) in erster Linie über das Dorf Adnet und dessen Umgebung 
(künstlerisches Angebot, Adneter Marmor, Telefonnummern der Zimmervermietung 
und des Fremdenverkehrsverbandes) informiert wird. Indem der Domaininhaber auf 
seiner Website Adnet und seine Umgebung attraktiv erscheinen lässt, erlangt er 
keinerlei Vorteil, der ihm nicht auch ohne Verwendung des Ortsnamens als Domain 
zukäme. 

Leitsätze verfasst von RA Dr. Clemens Thiele, LL.M. 
 
 
Der Oberste Gerichtshof hat als Revisionsgericht durch den Senatspräsidenten des Obersten 
Gerichtshofs Dr. Kodek als Vorsitzenden und den Hofrat des Obersten Gerichtshofs Dr. Graf, 
die Hofrätinnen des Obersten Gerichtshofs Dr. Griß und Dr. Schenk sowie den Hofrat des 
Obersten Gerichtshofs Dr. Vogel als weitere Richter in der Rechtssache der klagenden Partei 
Gemeinde Adnet, vertreten durch Dr. Clemens Thiele, Rechtsanwalt in Salzburg, gegen die 
beklagte Partei K***-G*** B***, vertreten durch Dr. Klaus Perner, Rechtsanwalt in 
Salzburg, wegen Unterlassung, Beseitigung und Leistung (Streitwert 36.336,41 EUR), über 
die außerordentliche Revision des Beklagten gegen das Urteil des Oberlandesgerichts Linz als 
Berufungsgericht vom 8. Jänner 2003, GZ 2 R 186/02i-24, mit dem das Urteil des 
Landesgerichts Salzburg vom 28. Juni 2002, GZ 1 Cg 11/01m-20, bestätigt wurde, in 
nichtöffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:   
 
Der Revision wird Folge gegeben. Die Urteile der Vorinstanzen werden dahin abgeändert, 
dass die Entscheidung wie folgt zu lauten hat:  
"Das Klagebegehren, den Beklagten schuldig zu erkennen, 1. es ab sofort zu unterlassen, im 
geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbs den Namen Adnet zur Kennzeichnung 
einer Internet-Homepage zu verwenden oder jemand anderem die Verwendung des Namens 
Adnet zur Kennzeichnung einer Internet-Homepage einzuräumen, insbesondere durch die 
Verwendung des Domainnamens adnet.at im Internet zur Adressierung registriert zu halten 
und zu verwenden, 2. den durch die rechtswidrige Registrierung des Domainnamens adnet.at 
geschaffenen Zustand zu beseitigen, insbesondere in die Löschung des zugunsten des 
Beklagten registrierten Domainnamens adnet.at einzuwilligen, 3. die zugunsten der 
Erstbeklagten registrierte Domain adnet.at an die Klägerin zu übertragen und sämtliche dafür 
notwendige Willenserklärungen, insbesondere der NIC.AT Internetverwaltungs- und Betriebs 
GmbH gegenüber, abzugeben, wird abgewiesen. 
 



Die Klägerin ist schuldig, dem Beklagten die mit 5.131,02 EUR bestimmten Kosten des 
Verfahrens erster Instanz (darin 855,17 EUR USt) binnen 14 Tagen zu ersetzen."  
Die Klägerin ist schuldig, dem Beklagten die mit 6.589,90 EUR bestimmten Kosten des 
Rechtsmittelverfahrens (darin 780,15 EUR USt und 1.909 EUR Barauslagen) binnen 14 
Tagen zu ersetzen.  
 

Entscheidungsgründe: 
 
Die Klägerin ist die Dorfgemeinde Adnet im Bundesland Salzburg. Der Beklagte ist Inhaber 
der Domain adnet.at. Er betreibt unter dieser Domain eine Website, die über das Dorf Adnet 
und seine Umgebung (künstlerisch-kulturelles Angebot, Adneter Marmor, Telefonnummern 
der Zimmervermietung und des Fremdenverkehrsverbands) informiert. Darüber hinaus enthält 
die Website Informationen über den Beklagten und das von dessen Ehefrau betriebene "Dorf-
Cafe Adnet".  
Im September 1999 trat der Beklagte an den Bürgermeister der Klägerin und Obmann des 
örtlichen Fremdenverkehrsverbands heran und schlug vor, eine Homepage für die Gemeinde 
Adnet einzurichten. Der Bürgermeister, der zum damaligen Zeitpunkt mit dem Medium 
Internet nichts anzufangen wusste, lehnte den Vorschlag nicht ab. Der Beklagte begann 
daraufhin mit der Ausgestaltung der Homepage. Über eine ausdrückliche Erlaubnis des 
Bürgermeisters oder des Gemeinderats, den Domainnamen adnet.at zu verwenden, verfügte er 
allerdings nicht.  
Der Beklagte beabsichtigte nicht, die Klägerin daran zu hindern, den Ortsnamen Adnet als 
Domain zu nutzen und/oder die Klägerin zur Zahlung eines "Lösegelds" für die Herausgabe 
der Domain zu bewegen.  
Im Herbst 2000 wollte die Klägerin eine eigene Homepage einrichten. Die Registrierung des 
Ortsnamens in der Top-Level-Domain .at war wegen der für den Beklagten registrierten 
Domain adnet.at nicht möglich. Der Bürgermeister verlangte vom Beklagten die Übertragung 
der Domain adnet.at und begründete sein Ansinnen auch ausdrücklich damit, dass die 
Klägerin das Recht am Namen Adnet besitze.  
In einem weiteren Gespräch war der Beklagte grundsätzlich bereit, die Domain zu übertragen, 
er verlangte dafür aber 50.000 S. Der Beklagte begründete seine Forderung mit dem 
Aufwand, der ihm für das Programmieren der Homepage entstanden war. Der Bürgermeister 
war nur zur Zahlung von höchstens 2.000 S als Ersatz der Registrierungskosten bereit.  
Noch im November 2000 war die Website mit "Marmordorf Adnet und sein Dorf-Cafe" 
überschrieben. Nunmehr wird darauf hingewiesen, dass es sich nicht um die offizielle 
Homepage der Gemeinde Adnet handelt. Über einen Link gelangt man zu der von der 
Klägerin unter der Domain adnet.salzburg.at eingerichteten Website.  
Der Beklagte hat das Gemeindewappen der Klägerin niemals auf der unter adnet.at 
betriebenen Homepage verwendet. Der Beklagte hat vielmehr ein eigenes "Wappen" für 
Adnet geschaffen, das er, ebenso wie das Ortsschild der Klägerin, für seine Website 
verwendet. Auf der Website wird auch über "Adnet und seine Partnerschaft" mit der "Stadt 
Oppenheim" informiert.  
 
Die Klägerin begehrt, den Beklagten schuldig zu erkennen, 1. es ab sofort zu unterlassen, im 
geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbs den Namen Adnet zur Kennzeichnung 
einer Internet-Homepage zu verwenden oder jemand anderem die Verwendung des Namens 
Adnet zur Kennzeichnung einer Internet-Homepage einzuräumen, insbesondere durch die 
Verwendung des Domainnamens adnet.at im Internet zur Adressierung registriert zu halten 
und zu verwenden, 2. den durch die rechtswidrige Registrierung des Domainnamens adnet.at 
geschaffenen Zustand zu beseitigen, insbesondere in die Löschung des zugunsten des 



Beklagten registrierten Domainnamens adnet.at einzuwilligen, 3. die zugunsten der 
Erstbeklagten registrierte Domain adnet.at an die Klägerin zu übertragen und sämtliche dafür 
notwendige Willenserklärungen, insbesondere der NIC.AT Internetverwaltungs- und Betriebs 
GmbH gegenüber, abzugeben. Die Registrierung der Domain durch den Beklagten verstoße 
gegen § 43 ABGB sowie gegen §§ 1, 2, 9 UWG. Der Beklagte gebrauche den Namen der 
Klägerin in unbefugter und sittenwidriger Weise und beute diesen schmarotzerisch aus. Ihm 
sei sittenwidriges Domain Grabbing vorzuwerfen. Darüber hinaus erwecke er mit seiner 
Website den Eindruck, er hätte mit Duldung und im Auftrag der Klägerin die touristische 
Vermarktung des Ortes Adnet übernommen und sei dazu in irgendeiner Weise von ihr 
autorisiert worden. Diese Täuschung sei geeignet, den Wettbewerb zugunsten des Beklagten 
zu beeinflussen und verstoße daher gegen § 2 UWG. Es liege auch eine 
Kennzeichenverletzung vor, weil die Klägerin auch privatwirtschaftlich tätig sei und durch 
die Website des Beklagten die Gefahr von Verwechslungen hervorgerufen werde. Mit der 
Registrierung der Domain habe der Beklagte das Recht der Klägerin, ihren Namen zu führen, 
bestritten. Der Klägerin sei es nicht möglich, Informationen unter der Domain adnet.at zu 
präsentieren. Dadurch würden ihre schutzwürdigen Interessen beeinträchtigt. Die 
Bezeichnung von Adnet als Region auf der Website des Beklagten sei ehrenkränkend oder 
beleidigend. Mit der Schaffung eines eigenen Wappens für Adnet habe der Beklagte gegen § 
5 der Salzburger Gemeindeordnung verstoßen. Mit der Präsentation des Ortsschildes der 
Klägerin verletze der Beklagte deren Urheberrechte. Es sei auch ehrenkränkend und 
beleidigend, wenn der Beklagte auf der Website die Auffassung vertrete, dass es die 
Verantwortlichen in der Gemeinde schon seit Generationen verabsäumt hätten, den Adneter 
Marmor zu der ihm gebührenden Bedeutung zu verhelfen. Auch die "Kunst und Kulturszene" 
von Adnet werde nicht gerade werbewirksam erwähnt. Außerdem habe der Beklagte auf der 
über die beanstandete Website unter der Domain avidus.at erreichbaren Website ein Flugblatt 
der Gemeinde digitalisiert. Eine darin enthaltene persönliche Bemerkung des Bürgermeisters 
werde verunglimpft. Durch die Registrierung der Domain adnet.at für den Beklagten würden 
die Internetaktivitäten der Klägerin beeinträchtigt. Ihre Domain adnet.salzburg.at sei nur 
schlecht auffindbar; in Suchprogrammen werde nur die Domain adnet.at angegeben.  
 
Der Beklagte beantragt, das Klagebegehren abzuweisen. Die Klägerin besitze kein Monopol, 
den Namen Adnet im Internet zu verwenden. Die Tätigkeit des Beklagten sei von der 
Klägerin gutgeheißen worden. Die Klägerin könne auch die Domain adnet.gv.at verwenden. 
Ob die Homepage der Klägerin gefunden werde, hänge nicht von der Domain, sondern von 
der Auswahl und ständigen Anpassung der Suchworte ab. Der Klägerin könne bei der 
Werbung für Gemeindeaktivitäten kein Nachteil entstehen, weil ohnehin ein Link zu ihrer 
Website eingerichtet sei. Auch die Klägerin präsentiere sich in einem Prospekt als "Region". 
Die Stellungnahmen des Beklagten zu Beschimpfungen durch den Bürgermeister seien durch 
das Grundrecht der Meinungsäußerungsfreiheit gedeckt.   
 
Das Erstgericht gab dem Klagebegehren statt. Schutzwürdige Interessen der Klägerin würden 
bereits dadurch verletzt, dass der Beklagte ohne deren Zustimmung und gegen deren Willen 
eine Website betreibe, die Informationen über den Ort Adnet mit Informationen über den 
Beklagten und das von dessen Ehefrau betriebene Dorf-Cafe verknüpfe.  
 
Das Berufungsgericht bestätigte diese Entscheidung und sprach aus, dass der Wert des 
Entscheidungsgegenstands 20.000 EUR übersteige und der ordentliche Revisionsrekurs nicht 
zulässig sei. Der Beklagte sei nicht befugt, den Namen Adnet zu gebrauchen. Eine allfällige 
Zustimmung des Bürgermeisters wäre unwirksam, weil sie nicht durch einen 
Gemeinderatsbeschluss gedeckt sei. Domain und Website des Beklagten seien zwar 



grundsätzlich geeignet, den Anschein von Beziehungen zur Klägerin hervorzurufen; der auf 
der Website des Beklagten angebrachte aufklärende Hinweis schließe aber Verwechslungen 
aus. Über den auf der Website eingerichteten Link komme der Internetnutzer ohne 
nennenswerte Verzögerung auf die Website der Klägerin. Durch die Verwendung der Domain 
adnet.at durch den Beklagten würden daher weder die Informationsmöglichkeiten und 
Informationspflichten der Klägerin noch das Interesse der Internetnutzer beeinträchtigt, von 
der Gemeinde stammende Informationen über den Ort Adnet zu erhalten, in einer ins Gewicht 
fallenden Weise beeinträchtigt. Eine Verletzung schutzwürdiger Interessen der Klägerin sei 
daher insoweit zu verneinen. Der Beklagte verfüge aber mit der Domain adnet.at über eine 
Domain, die Aufmerksamkeit auf die von ihm präsentierten Inhalte lenke. In einem gewissen 
Sinn liege darin eine "Ausbeutung" des, für die Klägerin geschützten und ihr vorbehaltenen 
Namens Adnet, weil der Beklagte dadurch einen Vorteil (in Form erhöhter Zugriffe auf seine 
Website) erlange, der ihm nicht zukomme. Unter diesem Blickwinkel verletze der Beklagte 
schutzwürdige Interessen der Klägerin. Ein berechtigtes Interesse des Beklagten, ausgerechnet 
den Namen der Klägerin für eine Internetadresse zu verwenden, sei nicht zu erkennen. 
Welchen Aufwand der Beklagte für seine Website getätigt habe, sei unerheblich. Der 
Aufwand gehe durch eine Aufgabe der Domain adnet.at auch nicht verloren. Für die 
Entscheidung sei auch unerheblich, ob der Beklagte auf seiner Website ausschließlich 
Themen behandle, die den Interessen der Region dienten. Auch daraus folge kein Recht zum 
Gebrauch des Namens Adnet; es sei auch objektiv kaum abgrenzbar, wodurch den Interessen 
der Region gedient werde. Abgesehen davon habe die Klägerin ein schützenswertes Interesse 
daran, dass nicht unter ihrem Namen nicht von ihr stammende Informationen verbreitet 
werden.  
 
Die gegen dieses Urteil gerichtete außerordentliche Revision des Beklagten ist zulässig und 
berechtigt.  
Der Gebrauch von Ortsnamen als Domainnamen war schon wiederholt Gegenstand 
höchstgerichtlicher Entscheidungen. Während in der Entscheidung 4 Ob 246/01g (= ÖBl 
2002/63 [Gamerith] – graz2003.at) offen gelassen wurde, ob die Domainregistrierung als 
Namensbestreitung zu werten ist und daher in die Rechte des Namensträgers eingreift, ohne 
dass die Verletzung schutzwürdiger Interessen zu prüfen wäre (in diesem Sinn Schanda, Anm 
zu ecolex 1999/281 –sattler.at unter Hinweis auf LG Düsseldorf, NJW-RR 1999; 626 - ufa.de; 
s auch Aicher in Rummel, ABGB3 § 43 Rz 3; Kapferer/Pahl, Kennzeichenschutz für Internet-
Adressen ["domains"], ÖB1 1998, 275 [279]), wurde dies in der Entscheidung 4 Ob 41/02m 
(= ÖBl 2002/62 - graz2003.com) für die Domainregistrierung von Ortsnamen als 
Domainnamen in den Top-Level-Domains .com und .org verneint. Bei neuerlicher Prüfung ist 
eine Namensbestreitung auch bei der Registrierung eines Ortsnamens als Domainname in der 
Top-Level-Domain .at zu verneinen, weil mit der Domainregistrierung in keinem Fall das 
Recht des Namensinhabers bestritten wird, den Namen zu führen. Dass jeder Domainname 
nur einmal vergeben werden kann, hat lediglich technische Gründe (Viefhues in 
Hoeren/Sieber, Handbuch Multimedia-Recht, Teil 6 Rz 225ff; gegen eine Qualifizierung der 
Domain Registrierung als Namensbestreitung auch Höhne, Namensfunktion von Internet 
Domains, ecolex 1998, 924 [926]; Fallenböck/Kaufmann/Lausegger, Ortsnamen und 
geografische Bezeichnungen als Internet-Domain-Namen, ÖBl 2002, 164 [ 166]; s auch BGH 
I ZR 138/99 - shell.de). 
 
Anders als die Namensbestreitung ist die Namensanmaßung nicht stets rechtswidrig. Sie greift 
in die Rechte des Namensinhabers nur ein, wenn sie dessen schutzwürdige Interessen verletzt. 
Eine Verletzung schutzwürdiger Interessen liegt insbesondere vor, wenn der unbefugte 
Gebrauch zu einer Zuordnungsverwirrung führt. Ob es zu einer Zuordnungsverwirrung 



kommt, ist nicht nur nach dem Domainnamen, sondern auch nach dem Inhalt der Website zu 
beurteilen (4 Ob 209/01s = ÖBl 2002/27 -  bundesheer.at II; 4 Ob 246/0lg = ÖBl 2002/63 
[Gamerith] – graz2003.at, jeweils mwN). Damit kann, wie schon im Provisorialverfahren zu 4 
Ob 106/01v (= ecolex 2001, 757 [Schanda] – adnet.at mwN) ausgesprochen, ein aufklärender 
Hinweis auf der Website die Verwechslungsgefahr ausschließen.  
Im vorliegenden Fall hat der Beklagte auf der Startseite seiner Website einen Link zur 
Website der Klägerin eingerichtet und er weist auch ausdrücklich darauf hin, dass es sich bei 
seiner Website nicht um die offizielle Website der Gemeinde Adnet handelt. Damit ist, wie 
das Berufungsgericht richtig erkannt hat, eine Zuordnungsverwirrung ausgeschlossen.  
 
Zu prüfen bleibt, ob die Verletzung berechtigter Interessen der Klägerin aus anderen Gründen 
zu bejahen ist. Der erkennende Senat hat in der Entscheidung 4 Ob 209/01 s (= ÖBl 2002/27 – 
bundesheer.at II) eine Verletzung berechtigter Interessen des Namensträgers trotz 
aufklärenden Hinweises bejaht. Durch den Gebrauch des Namens Bundesheer als 
Domainname lenke der Beklagte das Interesse auf das von ihm eingerichtete 
Diskussionsforum „Bundesheer und Neutralität". In einem gewissen Sinn liege darin ähnlich 
wie bei der unlauteren Ausnutzung des Rufs einer bekannten Marke (§ 10 Abs 2 MSchG) - 
eine "Ausbeutung" des für die Republik Österreich geschützten Namens Bundesheer, weil der 
Beklagte dadurch einen Vorteil erlange, der ihm nicht zukomme.  
Im vorliegenden Fall informiert der Beklagte auf der unter der beanstandeten Domain 
betriebenen Website in erster Linie über das Dorf Adnet und dessen Umgebung (künstlerisch-
kulturelles Angebot, Adneter Marmor, Telefonnummern der Zimmervermietung und des 
Fremdenverkehrsverbands). Er hat die Website im Vertrauen darauf eingerichtet, dass die 
Gemeinde seinem Vorhaben jedenfalls nicht negativ gegenüberstehe, nachdem sich der 
Bürgermeister - der allerdings damals mit dem Medium Internet nichts anzufangen gewusst 
hatte - nicht ablehnend geäußert hatte.  
Der Beklagte hat damit die Domain in einem Zeitpunkt registriert, in dem die Gemeinde an 
einem Internetauftritt noch nicht interessiert war. Er hat, vor allem auch im Interesse seiner 
das "Dorf-Cafe Adnet" betreibenden Ehefrau, eine Website eingerichtet, um auf Adnet 
aufmerksam zu machen. Seine Initiative ist der ganzen Region zugute gekommen, weil er 
ganz allgemein über das touristische Angebot der Region informiert und sich nicht auf 
Werbung für den Gewerbebetrieb seiner Frau beschränkt hat. Mit der Registrierung der 
Domain hat der Beklagte damit, wenn auch ohne Einwilligung der Klägerin, so doch nicht 
unlauter gehandelt. 
Dem Interesse des Beklagten, die Website weiterbetreiben und seine Investition weiterhin 
nützen zu können, steht das Interesse der Klägerin gegenüber, dass ihr Name nicht dazu 
benützt wird, Internetnutzer auf die Website des Beklagten zu locken und erst über diese 
Website auf ihre eigene Website zu bringen. Dieses Interesse wiegt jedoch nicht schwer, weil 
der Internetnutzer auf der Website des Beklagten Informationen erhält, deren Verbreitung 
auch im Interesse der Klägerin liegt. Anders als im Fall der Entscheidung 4 Ob 209/01s 
besteht hier kein Interessenkonflikt, sondern ein Interessengleichklang. Der Beklagte will, 
ebenso wie die Klägerin, Adnet und seine Umgebung attraktiv erscheinen lassen, um den 
Fremdenverkehr zu fördern. Es kann daher auch nicht davon gesprochen werden, dass der 
Beklagte durch die Verwendung des Ortsnamens als Domainnamen einen Vorteil erlange, der 
ihm nicht zukomme. 
Damit ist eine Verletzung schutzwürdiger Interessen der Klägerin zu verneinen. Die 
Domainregistrierung durch den Beklagten hindert die Klägerin auch nicht, unter einer nur aus 
ihrem Namen gebildeten Domain im Internet, allerdings in der Gebietskörperschaften 
vorbehaltenen Second-Level-Domain .gv (adnet.gv.at), aufzutreten (zum Aufbau der 
Internetadresse s 4 Ob 158/00i = ÖBl 2001, 26 – gewinn.at mwN). Darin liegt ein 



wesentlicher Unterschied zur Lage in Deutschland - in Deutschland existiert die Second-
Level-Domain .gv nicht (s die Informationen auf der Website www.denic.de) -, so dass die 
von der Klägerin zitierte Rechtsprechung deutscher Gerichte zur Verwendung von Ortsnamen 
als Domainnamen für Österreich nur beschränkt aussagekräftig ist.  
Die Klägerin hat ihren Anspruch nicht nur auf eine Verletzung des Namensrechts, sondern 
auch auf §§ 1, 2, 9 UWG gestützt. Eine Kennzeichenverletzung nach § 9 UWG scheidet 
schon mangels Verwechslungsgefahr aus. Zum behaupteten Verstoß gegen § 2 UWG hat die 
Klägerin vorgebracht, durch die Domain adnet.at entstehe der unrichtige Eindruck, der 
Beklagte sei "mit der touristischen Bewerbung und Vermarktung der Gemeinde Adnet 
beauftragt". Dieser Eindruck kann schon deshalb nicht entstehen, weil der Beklagte schon auf 
der Startseite deutlich darauf hinweist, dass es sich bei seiner Website nicht um die offizielle 
Website der Gemeinde handelt. Es ist auch nicht zu erkennen, inwiefern eine Irreführung über 
den Betreiber der Website für einen Kaufentschluss der angesprochenen Verkehrskreise 
relevant sein könnte. Dass auf der Website Dienstleistungen angeboten würden, ist gar nicht 
behauptet (zum Erfordernis der Relevanz einer allfälligen Irreführung über den Betreiber der 
Website s 4 Ob 255/01f = ÖBl 2002/24 [Warbek] – galtuer.at).  
Sittenwidriges Domain Grabbing im Sinne des § 1 UWG liegt nur vor; wenn die Domain in 
der Absicht erworben wird, die bereits mit erheblichem Aufwand betriebenen Bemühungen 
eines Konkurrenten zu sabotieren, die entsprechende Bezeichnung als geschäftliches 
Kennzeichen für die eigene Tätigkeit im Verkehr durchzusetzen oder die damit erlangte 
Position auf Kosten des anderen zu vermarkten (4 Ob 105/99s = ÖBl 1999, 225 – jusline II). 
Maßgebend ist daher, welche Absicht der Domaininhaber mit der Registrierung der Domain 
verfolgt hat. Im vorliegenden Fall steht fest, dass der Beklagte die Domain nicht erworben 
hat, um die Klägerin zu behindern oder die damit erlangte Position zu vermarkten. Das 
schließt einen Verstoß gegen § 1 UWG aus.  
Der Revision war Folge zu geben. Da das Begehren zur Gänze abzuweisen ist, bedarf es 
keiner Auseinandersetzung mit dem - verfehlten - Ausspruch, wonach der Beklagte die 
Domain sowohl zu löschen als auch zu übertragen habe. 
 
Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 41, 50 ZPO. Die Kosten der Äußerung und des 
Rekurses wurden dem Beklagten bereits im Provisorialverfahren zugesprochen.  
 
 
Anmerkung* 
 
Ein Sprichwort sagt: „Namen sind Schall und Rauch.“ Nach der vorliegenden – 
zugegebenermaßen überraschenden – Entscheidung des OGH ist es zumindest in der Online-
Welt möglich, ohne zivile Konsequenzen befürchten zu müssen, sich unbefugt eines Domain-
Namens zu bedienen, wenn die zugehörige Website Informationen enthält, deren Verbreitung 
auch im Interesse des Namensträgers liegt. 
Dabei hat das Höchstgericht – geflissentlich – übersehen, dass nach dem festgestellten 
Sachverhalt und dem – unstrittigen – Akteninhalt, auf der Website des Beklagten (zT nach 
wie vor) mittels beworbenem Link von www.adnet.at erreichbar: 

• dem Bürgermeister der Klägerin zu Unrecht unterstellt wird, er prangere den 
Beklagten öffentlich als „heimtückischen Wegelagerer oder Vaterlandsverräter“ an 

• behauptet wird, der Bürgermeister der Klägerin „könne Konflikte nicht in 
sachlicher Art und Weise austragen“ und versuche „mit unfairen Mitteln ... 
Stimmung gegen den Beklagten und andere zu machen“  

                                                 
*   RA Dr. Clemens Thiele, LL.M. Tax (GGU), Anwalt.Thiele@eurolawyer.at (am Verfahren beteiligt). 



• ein Schreiben des Bürgermeisters samt Unterschrift in urheberrechtswidriger 
Weise vervielfältigt wurde 

• ein dem Gemeindewappen nachgebildetes Wappen ohne Zustimmung der 
Gemeindevertretung verwendet wurde 

Soviel zu dem vom OGH konstatierten „Interessengleichklang“. 
Geburtsstunde eines den Erfordernissen des Cyberspace angepassten Namensrechts stellt 
wohl das viel beachtete Urteil des LG Mannheim1 zur Domain „heidelberg.de“ dar: Diese 
Domain wurde 1995 zugunsten eines im Raum Heidelberg ansässigen Unternehmens 
registriert, das beabsichtigte, unter „www.heidelberg.de" ein Informationssystem über die 
Region Rhein-Neckar anzubieten. Sodann erhob die Stadt Heidelberg Anspruch auf die 
Domain, den sie gerichtlich durchzusetzen vermochte. Das deutsche Gericht stützte seine 
Begründung im Wesentlichen auf die zu § 43 ABGB inhaltsgleiche Bestimmung des § 12 
BGB. Diese Vorschrift ist von Rsp und Literatur sukzessive so erweitert worden, dass sie 
heute als „Generalklausel des Kennzeichenrechts" verwendet wird. § 43 ABGB soll für eine 
Vielzahl rechtlicher Anwendungsfälle - Namen, Bezeichnungen, ja sogar Schlagworte - und 
für nahezu jeden Namensträger gelten. Die Vorschrift erfasst natürliche Personen ebenso, wie 
Handelsgesellschaften, Vereine und - wie nicht zuletzt schon das Reichsgericht ausführte2 - 
auch juristische Personen des öffentlichen Rechts. 
Das LG Mannheim stellt in seinem Urteil fest, dass „aus der Bezeichnung der Domain auf die 
Person zurückgeschlossen werden kann, welche die Domain unterhält". Jeder Benutzer würde 
erwarten, dass er unter der Adresse einer Organisation auch die entsprechende Organisation 
erhalte. Dies sei im Fall der Domain „heidelberg.de" eindeutig die Stadt Heidelberg. Und 
weiter: „Dass noch andere, weithin unbekannte Orte sowie einige Personen denselben Namen 
führen, ändert daran nichts. Selbst wenn dieser Umstand einem Benutzer bekannt wäre, 
würde er daraus jedenfalls nicht den Schluss ziehen, dass sich hinter der Bezeichnung 
‘heidelberg.de’ Personen verbergen, die weder Heidelberg heißen noch in Heidelberg 
ansässig sind. ...“. Es liegt nahe, dass unter dieser Internet-Adresse nicht nur Informationen 
über die Stadt Heidelberg, sondern Informationen von der Stadt Heidelberg abgerufen werden 
können. Verkürzt gesagt: „Wo Heidelberg drauf’ steht, muss auch Heidelberg drin sein!“. 
In den folgenden Jahren ist die „virtuelle Ortsnamenjudikatur“ von deutschen und Schweizer 
Gerichten noch vertieft worden.3 Unter diesen Auspizien verwundert die vorliegende E des 
österreichischen Höchstgerichtes umso mehr, die eine Übernahme der deutschen Judikatur 
aufgrund des unterschiedlichen Domainvergabesystems (in Ö: „.gv.at“ möglich, in D: nur 
„.de“) ablehnt.4 Die einhellig zugunsten der Gemeinden urteilende Rsp des Schweizer 
Höchstgerichtes,5 verschweigt der OGH ebenfalls. 
Schon zu Beginn seiner Rsp in Domainsachen hat sich der OGH dazu entschlossen, dass die 
Anwendung der allgemeinen zeichenrechtlichen Grundsätze auf Domain Namenskonflikte 
zwar mitunter gewisse Schwierigkeiten bereitet, sich die meisten der aus der Praxis bekannten 
Fälle aber mit Hilfe des bestehenden Instrumentarium des nationalen Zeichenrechts lösen 
lassen und es eines eigenständigen oder spezifischen Domainrechts sui generis nicht bedarf.6 
Das Höchstgericht ist bei seiner Beurteilung konsequenter weise von § 43 ABGB (iVm § 9 
UWG) ausgegangen, der als Rechtsverletzung das Bestreiten der berechtigten Namensführung 
und die unbefugte Nutzung des gleichen Namens nennt. In Betracht kommt gegenständlich 

                                                 
1   8.3.1996, 7 O 60/96, CR 1996, 353 m Anm Hoeren = GRUR 1997, 377 = NJW 1996, 2736 =ZUM 1996, 705. 
2   RGZ 109, 213; SZ 15/18; Adler in Klang I2, 295 mwN. 
3   Zur Entwicklung siehe jüngst Thiele, Schutz virtueller Ortsnamen, ÖGZ 2003/6, 49 ff mwN.  
4   Zur in einem Atemzug zutreffend beantworteten Frage der Namensbestreitung wird allerdings – in 
selbstverständlicher Weise – auf die E des BGH zu shell.de verwiesen. 
5   Schweizer Bundesgerichtshof, Urteil vom 23.7.2002, 4 C 25/2002 – montana.ch; BGE 128 II 401 – luzern.ch. 
6   Deutlich im Urteil vom 16.10.2001, 4 Ob 226/01s - onlaw.co.at. 



bloß die zweite Alternative des Tatbestandes, nämlich die Namensanmaßung.7 Diese 
Namensverletzung setzt zunächst ein eigenes Namensrecht des Verletzten, eine 
Namensidentität und einen Namensgebrauch durch den Verletzer voraus. 
Während gegenständlich die Namensidentität zwischen „Adnet“ und „adnet“ sowie die 
namensmäßige Benutzung durch Registrieren der Domain „adnet.at“ unproblematisch sind, 
bestehen bei der Unbefugtheit für das Höchstgericht Zweifel. „Adnet“ bezeichnet mE nach 
der Verkehrserwartung in erster Linie die – hier klagende – Gemeinde. 
Der Beklagte erfüllt nach Ansicht des Berufungsgerichtes unzweifelhaft das weitere 
Tatbestandsmerkmal des § 43 ABGB, nämlich die Rechtswidrigkeit des Namensgebrauchs.8 
Unbefugt ist jeder Namensgebrauch, der weder auf eigenem Recht beruht, noch vom 
Berechtigten gestattet wurde.9 Fehlt also das wirksame Einverständnis zum Namensgebrauch, 
ist die Verwendung unbefugt.10 Das Höchstgericht sieht sich dennoch veranlasst, eine 
Beeinträchtigung schutzwürdiger Interessen des Verletzten zu prüfen, und fügt damit dem 
Tatbestandsmerkmal der Unbefugtheit das „ungeschriebene Teilmerkmal der 
Beeinträchtigung schutzwürdiger Interessen“ hinzu.11 Das Höchstgericht überspielt, dass 
durch die Verwendung eines Domainnamens unter der „natürlichste“ TLD einer 
österreichischen Gemeinde, die nicht nur hoheitlich, sondern vor allem privat(wirtschaftlich) 
kommunizieren will, Unternehmer wie der Beklagte nunmehr Namensräume auch über ihren 
bisherigen Tätigkeitsbereich hinaus blockieren und damit in die Geschäftsinteressen des 
jeweils anderen unmittelbar eingreifen. Die Beeinträchtigung eines schutzwürdigen Interesses 
der klagenden Partei läge nur dann vor, wenn durch die Benutzung der Domain adnet.at von 
den Beklagten eine Zuordnungsverwirrung zwischen den Parteien hervorgerufen würde. Eine 
solche ist – offenbar derzeit - für das Höchstgericht nicht ersichtlich. Sollte der Beklagte 
daher in Zukunft den Inhalt seiner Website zum Nachteil des Ortes Adnet ändern, müsste die 
Gemeinde erneut den Klagsweg beschreiten. 
Schließlich bewegt sich der OGH auch mit seinen Ausführungen zum sittenwidrigen 
Domaingrabbing auf mittlerweile einigermaßen ausgetretenen Pfaden. Es kommt 
entscheidend auf die Behinderungsabsicht zum Zeitpunkt der Registrierung der strittigen 
Domain an, die selten nachzuweisen ist. Die Ausführungen zu § 2 UWG wiederholen das zum 
Rechtsstreit um „galtuer.at“ Bekannte. 
Das höchstgerichtliche Urteil hinterlässt einen sehr bitteren Nachgeschmack: Der Jurist mag 
es drehen und wenden, wie er will, es bleibt dabei: „Ein Name, das ist ein Ich. Und einen 
Namen entwenden und sich darunter stellen, ist unehrlich.“12 
 

                                                 
7   Die Namensbestreitung bzw. Namensleugnung scheidet aus guten Gründen aus; dazu näher Thiele, ÖGZ 
1999/11, 4 (FN 5); ebenso OGH 29.5.2001, 4 Ob 123/01v - dullinger.at, ecolex 2001/283, 758 m Anm Schanda 
= MR 2001, 330 m Anm Thiele. 
8   MaW die „Unbefugtheit“ der Namensverwendung. 
9   Statt vieler Schwimann/Posch, ABGB2 I, § 43 Rz 22 mwN. 
10   Vgl in diesem Zusammenhang auch § 867 ABGB, wonach privatrechtliche Wirksamkeitsvoraussetzung für 
Verträge mit Gemeinden die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Beschränkungen (zB nach der jeweiligen 
Gemeindeordnung) ist (st Rsp JBl 1959, 131 m Anm Gschnitzer; SZ 38/50 uva). 
11   Diese noch vom OLG Köln 6.7.2000, 18 U 34/00 – maxem.de, CR 2000, 696 = MMR 2001, 170 = ZUM 
2001, 250, zu § 12 BGB vertretene Auffassung ist vom BGH, 26.6.2003, I ZR 296/00 –maxem.de, nv, 
mittlerweile revidiert worden. 
12   Victor Hugo in „Les miserables“ (1862). 


